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gesellschaftlichen Organisationen, Empfeh-* 
lungen für vorbeugende Maßnahmen zu 
richten (§21 GGG, §16 SchKO, §16 
KKO).
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Artikel‘4 
Schutz der Würde und der Rechte 

des Menschen

Die Würde des Menschen, seine Freiheit und seine Rechte stehen unter dem Schutz 
der Strafgesetze des sozialistischen Staates.
Die Achtung der Menschenwürde, von der sich die sozialistische Gesellschaft auch 
gegenüber dem Gesetzesverletzer leiten läßt, ist für die Tätigkeit der staatlichen und 
gesellschaftlichen Strafrechtspflege und für den Strafvollzug unverbrüchliches Ge­
bot.
Eine Person darf nur in strikter Übereinstimmung mit den Gesetzen strafrechtlich 
verfolgt und zur Verantwortung gezogen werden. Eine Handlung zieht strafrechtliche 
Verantwortlichkeit nur nach sich, wenn dies zur Zeit ihrer Begehung durch Gesetz 
vorgesehen ist, der Täter schuldhaft gehandelt hat und die Schuld zweifelsfrei nach­
gewiesen ist. Die Rückwirkung und die analoge Anwendung von Strafgesetzen zuun­
gunsten des Betroffenen ist unzulässig.
Die Rechte der Persönlichkeit, das Post- und Fernmeldegeheimnis und die Unver­
letzlichkeit der Wohnung sind gewährleistet. Sie dürfen nur so weit eingeschränkt 
werden, als dies gesetzlich zulässig und unumgänglich ist. Festnahmen und Verhaf­
tungen erfolgen nur auf Grundlage des Gesetzes.
Niemand darf als einer Straftat schuldig behandelt werden, bevor nicht in einem ge­
setzlich durchgeführten Verfahren von einem Gericht oder gesellschaftlichen Organ 
der Rechtspflege seine Schuld zweifelsfrei nachgewiesen und rechtskräftig festgestellt 
worden ist.
Das Recht auf Verteidigung ist gewährleistet.
Strafen im Sinne dieses Gesetzes werden ausschließlich durch Gerichte ausgespro­
chen. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden; Ausnahmegerichte 
sind verboten. / -


